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Organisation und Entscheidung










Vorwort


Viele nennen Diensteifer, was weiter nichts ist als ihr Hang zur Bosheit und Gewalttätigkeit; bei ihrem Eifer haben sie nicht die Sache, sondern ihren Vorteil im Auge. Michel de Montaigne, (1533 - 1592)



Die Fähigkeit, gut Organisieren zu können (be a good Organizer) wird auch in der öffentlichen Verwaltung geschätzt und nachgefragt. Insbesondere vor dem Hintergrund einer betriebswirtschaftlichen Ausrichtung aller Verwaltungsprozesse, hat die Gestaltung organisationaler Entscheidungsprozesse einen hohen Stellenwert.

Wie bereits im vorgelegten ersten Band1 ist auch Ausgangspunkt für die Untersuchung der Bereiche Organisation und Entscheidung, die Hintergründe und Denkweisen/Methoden herauszufinden, die für Handlungs- und Entscheidungsprozesse generell bestimmend sind.

Vielfach wird proklamiert, dass verantwortliches, produktives und qualifiziertes Arbeiten ohne die Fähigkeit, sich selbst zu managen nicht mehr möglich sei. Vielen stehe heute im Betrieb weitgehende Handlungs- und Entscheidungsspielräume zur Verfügung, um ihren Tag und ihre Aufgaben zu planen, es komme allein auf das Ergebnis an. Es ist also auch die Fähigkeit gefragt, sich selbst zu managen. Selbstmanagement ist die Kompetenz, sich selbstverantwortlich mit seinen Fähigkeiten zu organisieren und Aufgaben, Termine, die Kommunikation mit Kunden und Kolleginnen/Kollegen sowie die persönlichen Erholungsbedürfnisse zu steuern.

Ansätze zur Nutzung des Selbstmanagements zur Steigerung der Büroeffizienz mit Auswirkungen auf die Organisation sind:

Kaizen (Kai = Veränderung; ZEN = zum Besseren) ist die Philosophie, dass kontinuierliche, unendliche Verbesserung in allen Bereichen unter Einbeziehung aller Mitarbeiter - Geschäftsleitung, Führungskräfte und sonstiger Mitarbeiter - anzustreben ist.2 In einigen Bereichen der öffentlichen Verwaltung wird dies auch als Kontinuierliches Verbesserungsprogramm (KVP) bezeichnet und eingeführt. Mit Hilfe des KVP soll das Kreativitätspotential der Mitarbeiter systematisch erschlossen und gefördertwerden. Dabei sollen die Erfahrungen und Befähigung aller Mitarbeiter intensiver als bisher nutzbar gemacht werden.3

Im Bereich der Bundesverwaltung beispielsweise wurde eine neues Vorschlagswesen eingeführt.4

Lean-Management bedeutet schlankes Management bzw. schlanke Verwaltung. Es steht für den Abbau von Hierarchieebenen, die Delegation der Verantwortung in die Leistungsbereiche, eine ablaufoptimierte Organisation und die Arbeit in Gruppen ohne hierarchische Führung.

Lean Management, Office Kaizen, Office Excellence, Lean Administration oder Lean Product Development sind die aktuellen Stichworte auf dem Weg zum schlanken Unternehmen. Nach den Erfolgen in der Produktion wenden sich heute viele Unternehmen bei der Suche nach weiteren Verbesserungspotenzialen ihren administrativen (indirekten) Bereichen wie Produktentwicklung, Auftragsabwicklung, Beschaffung oder IT zu.

Ortmann hat einmal folgendes formuliert5: „…Die Arbeit an einer auf der Höhe befindlichen Theorie der Organisation sollte nicht in Angriff genommen werden, ohne einen kompetenten Austausch mit der Theorie der Unternehmung zu pflegen. Deren Einsichten sind erhellend auch für das Geschehen in Non-Profit-Organisationen, weil es auch dort um asymmetrische Information, um Wirtschaftlichkeit trotz begrenzter Information und um den Umgang mit allokativen Ressourcen geht.“







1 Einführung

Die Notwendigkeit für Veränderungen ist in anderen Publikationen hinreichend ausführlich dargestellt und begründet worden. Stellvertretend für diese Veröffentlichichungen möchte ich auf Berichte von zwei Kommissionen hinweisen, die sich mit der Reform bzw. Zukunft des öffentlichen Dienstes beschäftigten:


	Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstes6

	Regierungskommission Zukunft des öffentlichen Dienstes - öffentlicher Dienst



der Zukunft der Landesverwaltung Nordrhein-Westfalen7. Zur Bedeutung der Reformaufgabe formulierte die Studienkommision8:

Die Einsicht gewinnt an Raum, dass nur durch ständige Modernisierung und Anpassung an die sich verändernden Umweltbedingungen die Stabilität unseres Verfassungs- und Verwaltungssystems auf die Dauer gesichert werden kann. Dem Staat erwächst daraus die Verpflichtung, sein Organisationssystem, sein Instrumentarium und seine Verfahrensregeln laufend zu überprüfen.

Darüber hinaus führt die Studienkommission an ander Stelle zu den Anforderungen an die öffentliche Verwaltung aus:

Die Systemelemente des öffentlichen Dienstes müssen so beschaffen sein, dass sie ein anforderungsgerechtes Verhalten ermöglichen und fördern. Soweit einzelne Elemente diese Funktionsbedingungen nicht oder nur unzureichend erfüllen und sich damit als reformbedürftig erweisen, sollen sie so gestaltet werden, dass die öffentlichen Bediensteten wirksamer als bisher befähigt und motiviert werden, im Rahmen der ihnen zugewiesenen Funktionen die Anforderungen zu erfüllen, die gegenwärtig und in absehbarer Zukunft an die öffentliche Verwaltung gestellt werden.

Wenn man diese Auszüge liest, könnte man meinen, sie seien aus der jüngsten Zeit, werden doch folgende Maxime aufgestellt, die heute noch bzw. wieder aktuell sind:


	Modernisierung und Anpassung als ständige Aufgabe des Staates

	laufende Überprüfung der Organisation, des Instrumentariums und der Verfahren

	Reformen sollen unter Berücksichtigung und zur Stärkung der Befähigung und Motivation der Bediensteten erfolgen

	Reformen sollen gegenwarts- und zukunftsgerichtet sein



Die Regierungskommission NRW hat als Leitbild für den öffentlichen Dienst der Zukunft vorgeschlagen, dass es auf folgenden Elementen aufbauen sollte:9


	Bürger- und Kundenorientierung

	Leistungsorientierung

	Wirtschaftliches und unternehmerisches Denken und Verhalten

	Qualifizierte Führung

	Anpassungsfähigkeit und Verantwortungsbewusstsein.



Darüber hinaus ist eine Organisationsreform als Erfolgsbedingung für andere Reformziele (z.B. Arbeits-/Dienstrecht, Personalmanagement) postuliert worden.10

Die Erkenntnisse der Studienkommssion im Bundesbereich aus 1973 sowie der Regierungskommission NRW aus 2003 schließen beide die Notwendigkeit organisatorischer Veränderungen zur Verbesserung der Leistungserfüllung sowie zur Unterstützung bzw. als Erfolgsgarantie für die übrigen Reformbemühungen in der öffentlichen Verwaltung ausdrücklich ein.

Darüber hinaus charakterisiert die Studienkommission die Situation wie folgt:11

Vor allem die leistende und planende Verwaltung begegnet den erschwerenden Bedingungen zunehmender Ungewissheit, Komplexität und Unübersichtlichkeit der Aktionsfelder; sie hat mit höheren Risiken und Konfliktgefahren, längerfristigen Bindungen und weitgehender Irreversibilität ihrer Maßnahmen zu rechnen. Je mehr Entscheidungen unter Unsicherheit getroffen und zur Reaktion auf unerwartete Entwicklungen

Handlungsspielräume offen gehalten werden müssen, umso mehr Risikobereitschaft und Flexibilität wird den politischen Führungs- und Verwaltungsorganen abgefordert. Die staatliche Willensbildung und der Verwaltungsvollzug sind intellektuell anspruchsvoller, die Toleranzen für Fehlentscheidungen enger geworden.

Ich denke, diese Charakterisierung ist heute noch unverändert gültig. Im folgenden sollen deshalb die beiden Bereiche Organisation und Entscheidung näher betrachtet werden.







2 Organisationsbegriff und wissenschaftstheoretische Einordnung


2.1 Organisation als Managementfunktion

Eine der wesentlichen Hauptfunktionen des Managements, also auch der Verwaltungsführung in der öffentlichen Verwaltung12 , ist u.a. die Organisation: gemeint ist damit Ordnen und Regeln von Arbeitsabläufen, Zuständigkeiten und dgl. in allen Bereichen. „Management wird nun als strukturbildende Kraft betrachtet, die aber umgekehrt auch strukturdeterminiert ist, also sich in bestimmten Strukturen fügt.“13

So verstanden ist Organisation mehrdeutig auszulegen: einmal können damit neue Strukturen geschaffen werden (Neuorganisation), zum anderen können bestehende Strukturen verändert werden (Um- bzw. Re-Organisation). Strukturenbildung bzw. -veränderung hat dabei folgende Funktionen:


	Koordination bzw. Ausrichtung der Handlungen bzw. der Teilnehmer auf Zwecke und Ziele des Betriebes,

	Komplexitätsreduktion14

	Stabilisierung von Handlungen und damit Entlastung der Handelnden von immer neuer Problemlösung,

	Schaffung und Vermittlung von Sinn und Motivation, z.B. durch Bereitstellung von Lernmöglichkeiten,

	Herrschaftssicherung durch soziale Kontrolle,

	Legitimation durch die Möglichkeit des Verweises auf gültige Regeln.



Ausgangspunkt der Betrachtung soll deshalb sein, in welcher Weise sich Organisation vollzieht, d.h. wie ein Ziel, beispielsweise Bürokratieabbau, auch mit Hilfe von Veränderungen in der Organisation der öffentlichen Verwaltung versucht wird zu erreichen.

Dabei muss deutlich sein, dass der Entscheidungsprozess Für oder Wider einer Neu- und/oder Um-/Re-Organisation


	phasenstrukturiert ist (=Managementzyklus), Als Phasen des Managementzyklus gelten:

	Planung (Zielbildung, Problemanalyse, Alternativensuche, Prognose und Bewertung),

	Entscheidung415

	Durchsetzung (Anordnungen, Vorgaben, Verhandlungen, Stellenbildung/besetzung, Information/Instruktion, Motivation),

	Kontrolle (Prämissen-, Ergebnis-, Verfahrens-, Verhaltenskontrollen).

	durch sich ständig wiederholende Vor-/Rückkopplungsbeziehungen gekennzeichnet ist,

	sich der Zyklus auch in den einzelnen Phasen vollständig bzw. teilweise wiederholen kann.



Die einseitige Betrachtung des Handelns unter betriebswirtschaftlichen bzw. juristischen Gesichtspunkten alleine reicht nach dem allgemeinen Verständnis nicht mehr zur Bewältigung von Problemen im Bereich Menschenführung und Organisation aus. Auch die Organisation der öffentlichen Verwaltung muss sich an den veränderten gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen orientieren, wenn damit nicht nur die Verbesserung in den Beziehungen der Verwaltungseinrichtung zu ihren sogenannten „Kunden“(Außenverhältnis), sondern auch das Verhältnis der Verwaltungsführung auf allen Ebenen zu den Mitarbeitenden gemeint sein soll (Innenverhältnis


Es gilt: Nicht nur das Verhältnis zum sog. Kunden der öffentlichen Verwaltung im Außenverhältnis ist zu verbessern, sondern auch im Innenverhältnis der Umgang mit den Mitarbeitenden bedarf einer grundsätzlichen Korrektur.



Häufig werden Fragestellungen einfach zentral von Oben entschieden, ohne das hierfür eine sachliche Notwendigkeit besteht. Man hat es immer so gemacht, also macht man so weiter. Damit schwächt man die Handlungsfreiheit der öffentlichen Verwaltungseinheiten.

Der Grundsatz der Subsidiarität, also die These: das was die kleinere Einheit zu leisten vermag soll sie leisten; erst wenn dies nicht nützlich ist, soll die nächsthöhere Einheit dafür verantwortlich sein, sollte insgesamt stärker wie bisher berücksichtigt werden.

Der in der katholischen Soziallehre herausgebildete Ansatz von Solidarität und Subsidiarität ist umfassend dargestellt und begründet worden durch den Jesuitenpater Oswald von Nell-Breuning 16 , der als Nestor der katholischen Soziallehre gilt: „Der Name Subsidiaritätsprinzip stammt vom lateinischen „subsidium- Hilfeleistung …

Gemeint ist: die Gemeinschaft ist dazu da, um ihren Gliedern hilfreich zu sein, ihnen Vorteile zu bieten oder Nutzen zu bringen. Also soll sie tun, was den Gliedern in Wahrheit und Wirklichkeit förderlich, vorteilhaft, nützlich ist, aber auch nur solches: was immer den Gliedern abträglich, für sie nachteilig oder schädlich wäre, das hat sie zu lassen. Hier zeigt sich schon: das Subsidiaritätsprinzip hat zwei Seiten, eine bejahende, gebietende, fordernde (affirmative, positive) Seite und eine verneinende, verbietende, abwehrende (negative) Seite.“17 Übertragen auf die Verhältnisse in der öffentlichen Verwaltung kann man folgendes ableiten:


	alle staatlichen Aufgaben sollen dem Grunde nach vor Ort durch die jeweils örtlich zuständige Stelle erledigt werden,

	die höheren Ebenen regeln nur dann etwas, wenn die örtliche Instanz dies nicht gewährleisten kann.



Diese Überlegungen treffen nicht nur in der wissenschaftlichen Lehre und Veröffentlichung sondern auch bei den Entscheidungsträgern in der öffentlichen Verwaltung zunehmend auf Verständnis. Hier ist beispielsweise die Diskussion “uber den Organisationsgrundsatz Dezentralisation zu nennen, wo erörtert wird, welche staatlichen Aufgaben (besser) von Untergliederungen wahrgenommen werden sollen.

Zu beachten ist dabei: Genauso wenig wie es ein Perpetuum Mobile - also eine vollkommene Maschine - gibt, wird es je die optimale Organisationsform geben, die allen Interessen gerecht wird. Insofern wäre eine Versachlichung in der Diskussion auch über Veränderungen in der öffentlichen Verwaltung dringend wünschenswert.



2.2 Zusätzliche Anforderungen an das Management


2.2.1 Beachtung der gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen

In der öffentlichen Verwaltung werden durch Strukturmaßahmen unmittelbar und mittelbar in vielfältiger Weise immer auch Menschen betroffen sein. Zum einen durch z.B. Verlagerung von Arbeitsplätzen oder durch Veränderung der Arbeitsabläufe, aber auch durch die Notwendigkeit, als Handelnder Entscheidungen treffen zu müssen.

Es gilt deshalb, auch die Folgen von Veränderungen in den gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen bei der Ausübung von Mangementfunktionen einzubeziehen, z.B.


	Gleichberechtigung der Frau am Arbeitsplatz (Gender Mainstreaming),

	Humanisierung der Arbeit,

	Beachtung von Umweltvorschriften/Auflagen zum Umweltschutz,

	Transparenz der Arbeit in der öffentlichen Verwaltung18 .



Dabei meint Humanisierung der Arbeit allgemein ein ständiges Bemühen um Schaffung von menschenwürdigen Arbeitsbedingungen. Dazu gehören neben der vordringlichen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit:


	Vermeidung monotoner Arbeitsabläufe,

	Beteiligung der Arbeitnehmer durch Mitbestimmung,

	Verhinderung von physischer oder psychischer Überlastung,

	Einschränkung der Schichtarbeit,

	optimale Aus- und Weiterbildung,

	Flexibilisierung der Arbeitszeit,

	zuträgliche Arbeitsplatzgestaltung,

	Verbesserung der innerbetrieblichen Kommunikation,

	angemessene Entlohnung, u.a.



Die Forderung nach Humanisierung der Arbeit fand ihren Niederschlag u.a. im Betriebsverfassungsgesetz von 197219 für die Privatwirtschaft und im Bundespersonal. vertretungsgesetz von 1974 für die Bundesverwaltung sowie vergleichbare Gesetze auf Landesebene für die Landesverwaltungen.



2.2.2 Beachtung wissenschaftlicher Erkenntnisse

Ein Verwaltungsbetrieb wird als offenes, zweckgerichtetes Sozialsystem verstanden. Damit beschäftigt sich insbesondere die Soziologie (speziell die Betriebssoziologie), die nach Max Weber eine Wissenschaft sein soll, „…, welche soziales Handeln deutend verstehen und dadurch in seinem Ablauf und seinen Wirkungen ursächlich erklären will.“20 . Deshalb ist auch die Klärung des Begriffs soziales Handeln i. S. der Handlungstheorie nach Max Weber zum besseren Verständnis notwendig (4.1.1) Da sich auch die späteren soziologischen Erklärungsansätze auf die von Max Weber in seinen grundlegenden Schriften veröffentlichten Theorien ganz bzw. teilweise beziehen und/oder weiterführend ergänzen, sind die von ihm getroffenen Aussagen und Erläuterungen näher zu betrachten, soweit das für die vorliegende Darstellung zum besseren Verständnis dient.

Daraus resultiert, dass in der wissenschaftlichen Lehre neben dem ökonomischen Prinzip weitere Prinzipien für die Leistungserstellung im privaten Sektor zunehmend an Bedeutung gewinnen, untersucht und Ergebnisse gelehrt und veröffentlicht werden, und zwar:


	das Humanprinzip, d.h. Selbstverwirklichung und -bestätigung in der Arbeit sowie Humanisierung der Arbeit (Arbeitswissenschaft, Betriebssoziologie, -psychologie)

	das ökologische Prinzip als Prinzip einer geringstmöglichen Umweltbelastung durch Ressourcenschonung und Abfallvermeidung21





2.2.3 Beachtung der Gewaltenteilung

In der Bundesrepublik Deutschland gilt als Staatsorganisationsprinzip die sog. Gewaltenteilung, d.h. die einheitliche Staatsgewalt wird in ihren Funktionen Gesetzgebung, Rechtsprechung und Gesetzesvollzug/Verwaltung von unterschiedlichen Trägern wahrgenommen, die nicht gegenseitig in die jeweiligen Kernbereiche der anderen Gewaltenträger eingreifen sollen/dürfen: Gerichte und öffentliche Verwaltung

erlassen keine Gesetze, öffentliche Verwaltung erteilt keine Urteile, die gesetzgebenden Körperschaften erlassen Gesetze und nehmen das Budgetrecht wahr, sind jedoch nicht zuständig für den eigentlichen Gesetzesvollzug oder für die Rechtsprechung.

Die Personalhoheit und die Organisationsverantwortung gehören zum Kernbereich der Exekutive. Im Grundgesetz (GG) ist der Grundsatz der Gewaltenteilung zentral in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG enthalten und wird in den Abschnitten VII, VIII und IX des Grundgesetzes durchgeführt. Abweichungen vom klassischen Gewaltenteilungsmodell können vor allem im Grundgesetz verankert sein; Spielräume verbleiben aber auch der Gesetzgebung. Allerdings darf der Kernbereich der drei Gewalten nicht in Frage gestellt werden, auch nicht auf Landesebene (Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG) oder durch Grundgesetzänderung (Art. 79 Abs. 3 GG).

Führt der Bund selbst die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch bundesunmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts aus, so kommt die Befugnis zur Organisation der Behörden der Bundesregierung zu (Art. 86 Satz 2). Es wird jedoch kritisch die Tatsache beurteilt, dass der Einfluss der Politik zu Lasten einer Sacharbeit so weit geht, dass in den Kernbereich der Exekutive eingegriffen wird. Ob die Ausübung des Budgetrechts durch die Legislative Eingriffe in die Personal-/Organisationshoheit der Exekutive zu rechtfertigen vermag, soll hier nicht weiter untersucht werden.

Eine Regierung muss sich auf die Loyalität in der Aufgabenwahrnehmung durch die Mitarbeitenden der öffentlichen Verwaltung verlassen können. Die Mitarbeitenden bedürfen einer an der Sache orientierten Leitung und Führung mit Bindung an Gesetz und Recht.

Auch dieser Herausforderung muss sich eine Verwaltungsführung mehr als vielleicht bisher bewusst werden. Daraus resultierende Handlungen sollen an dieser Stelle nicht weiter untersucht werden.




2.3 Organisationsbegriff

Unter dem Begriff Organisation werden je nach der Betrachtungsweise verschiedene Bedeutungen zusammengefasst. Man unterscheidet herkömmlich folgende Begriffe:


	institutionaler: hier wird der Verwaltungsbetrieb als Organisation angesehen.

	funktionaler: hier werden die Formen, Strukturen und Abläufe als Organisation bezeichnet, d.h. sie ist eine Teilmenge der Institution.

	integraler: durch Vereinigung der beiden Betrachtungsweisen wird es möglich,



je nach Ziel jeweils den über- oder den untergeordneten Begriff als System aufzufassen und damit als Organisation zu definieren.22

Die Behörde23 wird als Organisation aufgefasst und unter organisationstheortischen Ansätzen untersucht. Im folgenden Kapitel sollen deshalb wesentliche Theorieansätze vorgestellt und erläutert werden. Dabei wird besonderes Augenmerk auf die Bedeutung für die Sichtweise in der heutigen Zeit gelegt. Interessant sind dabei der Bürokratienasatz nach Max Weber, der Taylorismus, die Entscheidungstheorie sowie der Ansatz einer vernetzten Organisation.








3 Ausgewählte Organisationstheorien

Organisationstheorien dienen dazu,


	den Zweck,

	das Entstehen,

	das Bestehen,

	den Wandel und

	die Funktionsweise



von Organisationen zu verstehen und zu erklären. Es geht um Organisation (institutionell, instrumentell) und Theorien (im Gegensatz zur Praxis), d.h. um allgemeine, bewährte Aussagen oder Annahmen über (Teilbereiche von) Organisationen.


3.1 Klassische Organisationstheorien


3.1.1 Bürokratieansatz nach Max Weber

Bürokratie (französisch: bureaucratie) ist ein Kunstwort, zusammen gesetzt aus dem französischen bureau und dem griechischen kratia (Herrschaft). Es bedeutet demnach Büroherrschaft.


	Umgangssprachlich richtet sich der Vorwurf Bürokratie oft gegen einen als übertrieben empfundenen Regelungswillen, welcher die Einhaltung von Verwaltungsregeln vor ihren Nutzen für die Bürger und Antragsteller stellt. Mit dem Fachterminus Bürokratismus wird eine bürokratisch überzogene Handlungsorientierung kritisiert, die gegebene Vorschriften über den Menschen stellt, ihn weitgehend als Ding behandelt und funktionalisiert.

	Betriebswirtschaftlich: Bürokratie ist die Verwaltung eines Staates und einer Kommune, jedoch auch einer Unternehmung, einer Organisation u. a. m.“24



Für das Vorhandensein von Bürokratie hat der Nationalökonom und Soziologe Max Weber im Jahre 1922 in seinem Werk Grundriss der Sozialökonomie zusammengefasst die Erfüllung folgender Merkmale vorausgesetzt:25


	es gilt das Prinzip der festen, durch Regeln generell geordneter Kompetenzen mit den Ausprägungen:

	Verteilung von Aufgaben,

	Verteilung der Befugnisse,

	Anstellung von Personen mit einer generell geregelten Qualifikation.




	es wird durch die Amtstätigkeit die gesamte Arbeitskraft des Beamten in Anspruch genommen,

	die Amtstätigkeit setzt eine Fachschulung voraus.

	es gilt das Prinzip der Amtshierarchie und des Instanzenzuges, d.h. …„ein fest geordnetes System von über- und Unterordnung der Behörden unter Beaufsichtigung der unteren durch die oberen…“,

	die Amtsführung beruht auf Schriftstücken (Akten),

	die Amtsführung erfolgt nach generellen mehr oder minder festen und mehr oder minder erschöpfenden erlernbaren Regeln. Die Merkmale 1. bis 3. sind nach Weber idealtypisch sowohl für die öffentliche Verwaltung als auch für die Privatwirtschaft (zumindest für die Leitenden Angestellten). Damit sind zumindest teilweise die Ansätze und Ziele für Veränderungsmaßnahmen dem Grunde nach festgelegt, und zwar


	Veränderung der Aufbauorganisation (Abflachung hierarchischer Strukturen, Abbau von (unnötigen) Instanzen),

	Veränderung der Ablauforganisation (Änderung der Ämter bzw. der Amtstätigkeiten, Stellen),

	Kundenorientierung als Vorbeugung einer zu sachlichen und unpersönlichen Aufgabenerledigung,

	Einführung von Teamarbeit und -strukturen zur Verbesserung der Arbeitsplatzsituation,26

	Technische Innovation durch Einführung und Nutzung von Informationstechnik und standardisierten Anwendungsprogrammen,

	Einführung und Nutzung von Workflow-Management-Systemen4 zur Optimierung von Geschäftsprozessen. Workflow-Management beschäftigt sich mit der operativen Steuerung und Kontrolle von Geschäftsprozessen. Workflow-Management-Systeme27 unterstützen den prozessorientierten Informationsfluß in einer Organisation durch Informationstechnologie und ermöglichen den definierten Transport von Information und die Pflege und Überwachung der Betriebsabläufe.




Laut Weber beruht die moderne Amtsführung seiner Zeit auf Schriftstücken (Akten), die in Urschrift oder Konzept aufbewahrt werden. In der heutigen Zeit werden auch in der öffentlichen Verwaltung zunehmend sog. elektronische Akten eingeführt (Stichwort: papierloses, besser papierarmes Büro). Dadurch wird die Arbeitsweise vielfältig verändert. Schon hieran wird exemplarisch deutlich, mit welchen Veränderungen sich auch dieser Bereich der Gesellschaft beschäftigen muss.



3.1.2 Scientific Management - Taylorismus

Frederick Winslow Taylor (1856 - 1915) widmete sein ganzes Leben dem Wesen der Effizienz in den Betrieben. Er starb 59-jährig angeblich mit einer Uhr in der Hand. In den Betrieben, in denen er arbeitete, standardisierte er Werkzeuge und Maschinen. Mehr als 40 Patente nannte er sein eigen. Er kämpfte gegen „die tägliche Vergeudung menschlicher Arbeitskraft durch ungeschickte, unangebrachte oder unwirksame Maßnahmen“. In seiner Vorstellung verschmolzen die menschlichen und maschinellen Teile zu einem unscheidbaren Organismus: zu einem Mensch-Maschineystem, in dem Arbeiter und Maschine ihren höchsten Nutzeffekt erreicht haben.

Die Zerlegung der Arbeit in immer kleinere Schritte bestimmte und normierte fortan den Takt der Arbeitswelt. Taylors Theorie, so die Encyclopedia Britannica, habe nahezu jedes Land beeinflusst, das in den Genuss der Vorteile moderner Industrie gelangte. [aus Markus Dettmer: „Schöne neue Arbeitswelt“, Spiegel 26/1999] Der Taylorismus28 macht die folgenden Grundannahmen:


	Organisation ist von zentraler Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit von Industriebetrieben.

	Im Unterschied zu technischen Disziplinen erfolgt die Organisation von Industriebetrieben allerdings nicht auf der Grundlage von wissenschaftlichen Untersuchungen.

	Organisation von Arbeitsabläufen ist eine Führungsaufgabe hoher Priorität.



Taylor versucht das Wohlergehen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu maximieren, in dem er wissenschaftliche Methoden auf die Unternehmensorganisation und -führung anwendet.

Grundsätze:


	ührungskräfte sind wissenschaftlich geschult.

	Arbeitsteilung zwischen Führungskräften und Arbeitern erfolgt nach der vorhandenen Qualifikation, insbesondere beteiligen sich auch Führungskräfte an der Leistungserstellung.

	Die Arbeiter werden von den Führungskräften sorgfältig ausgewählt, angeleitet und geschult.

	Es besteht ein herzliches Einvernehmen zwischen den Führungskräften und den Arbeitern.



Methode:


	Arbeitsabläufe werden wissenschaftlich analysiert, z.B. durch Beobachtungen oder Experimente.

	Es werden Zeitstudien durchgeführt.

	Die unter gegebenen Randbedingungen beste Arbeitsmethode für bestimmte Aufgaben wird ermittelt.

	Die Arbeitsabläufe werden in kleine Schritte zerlegt,

	Es wird dokumentiert durch Arbeitsanweisungen, Stück- und Teilelisten, Kostenrechnungssysteme, …

	Ein Pensum- und Bonussystem wird eingeführt.

	Die Stelle eines Funktionsmeisters wird eingeführt, der für die Arbeitsgestaltung in einem festgelegten Bereich zuständig ist.



Effiziente Organisation zeichnet sich nach Taylor durch folgende Merkmale aus:


	hohe Spezialisierung,

	strikte Trennung von Leitungstätigkeit und ausführender Arbeit,

	hohe Standardisierung,

	hohe Formalisierung,

	ergonomische Gestaltung der Arbeitsmittel,

	individuelle, monetäre Leistungsanreize.



Kritikpunkte:


	Die Atomisierung von Arbeitsprozessen verursacht einen hohen Koordinationsbedarf und vernachlässigt soziale Aspekte menschlicher Arbeit. (Bis 1908 betrug der Arbeitszyklus eines Ford-Arbeiters 514 Minuten, bis er sich wiederholte: Der Monteur schleppte die Teile herbei, beschaffte sich sein Werkzeug, um es gegebenenfalls zu korrigieren und Schließlich das Auto zusammenzubauen. Als das Montageband in Highland Park, zwei Streifen aus Metallplatten von zwei Kilometern Länge, 1915 in vollem Betrieb war, hatte der Mensch seinen Platz am Massenproduktionsband gefunden. Nun betrug der durchschnittliche Arbeitsschritt eines Monteurs 79 Sekunden.) Von Interessenkonflikten wird abstrahiert.

	Durch die aufwendige Analyse und Planung sinkt die Flexibilität (1927 schloss Ford für sechs Monate seine Fabrik, entwickelte ein neues Modell und baute für 200 Millionen Dollar die Produktionsstrassen um, die bis dahin nur eins konnten: Tin Lizzies produzieren. Vor dem Krisenjahr 1927 war einer von Fords gängigen Witzen: “Wir liefern das Modell T in allen Farben, wenn sie nur schwarz sind.

	Durch die Tendenz zur Bürokratisierung steigen die Verwaltungskosten.






3.2 Neoklassische Organisationstheorien


3.2.1 Human-Relations-Ansatz

Der einseitigen technischen Betrachtungsweise des Scientific Management folgte bald eine Gegenbewegung, die als Human-Relations-Bewegung bekannt wurde. Der Human-Relations-Ansatz geht auf die Hawthorne- Experimente zurück, die in den 1920er und 1930er-Jahren in den USA durchgeführt wurden.

Die Hawthorne-Experimente (oder Studien) entstanden von 1927 bis 1932 in der Western Electric Company, in einem nach dem Rotdornbusch benanntem Gebiet im Stadtteil Cicero, Chicago Illinois USA. Die Untersuchungen der Hawthorne-Studien wurden von der Harvard University in dem Werk unter der Leitung des australischen Anthropologen Elton Mayo durchgeführt. Die Ergebnisse der Studien wurden in drei Büchern veröffentlicht.29

Die Experimente entstanden auf Grund anfänglicher Beobachtungen in der Zeit von 1924 bis 1927. In diesen hatte man die Auswirkungen einer besseren Beleuchtung auf Produktivität der Arbeiterinnen untersuchen wollen, die elektrische Relais montierten. Dazu hatte man in zwei Betriebsräumen in Abständen die Glühbirnen ausgetauscht um die Beleuchtung zu verbessern, bzw. zu verschlechtern. Das Ergebnis des Versuches war, dass in beiden Räumen mehr gearbeitet wurde als zuvor. Sogar als man in dem einen Raum die Birnen durch immer schwächere ersetzte und im anderen die Birnen durch gleich helle austauschte, blieb das Ergebnis gleich.

Dies änderte sich auch nicht als die Beleuchtung nur noch einen Bruchteil der Anfangsstärke hatte. Erst als die Arbeiterinnen sich beschwerten, dass sie Sehprobleme bekämen, sank die Produktivität schließlich. In einer ersten These ging man davon aus, dass die Arbeiterinnen in einem Konkurrenzverhältnis zueinander standen. Diese verwarf man jedoch recht schnell. Vielmehr formulierte sich die Vermutung, dass die Arbeiter bemerkt hätten Teil eines Experimentes zu sein und deshalb versuchten das Ergebnis zu beeinflussen. Quasi als Instantaussage der Hawthorne-Experimente wurde das folgende Verhaltensmuster formuliert, das unter dem Namen HawthorneEffekt das bis heute stellvertretend für die Studien steht:

Beobachtung führt zur Veränderung des Verhaltens des Beobachteten.

Der Effekt wird auch unter dem Namen Experimentator-Effekt zitiert. Daraufhin wurde ein Versuchsprogramm mit über 21000 Angestellteninterviews durchgeführt. Zum Gegenstand der Untersuchungen wurden die Veränderung der Arbeitsbedingung und die Beziehungen zwischen den Angestellten.

Folgende Entdeckungen und Schlussfolgerungen waren das Hauptergebnis der Hawthorne- Experimente:


	Das Produktionsergebnis wird durch soziale Normen bestimmt und nicht durch physiologische Leistungsgrenzen,

	Nicht-finanzielle Anreize und Sanktionen beeinflussen das Verhalten der Arbeiter bedeutend und begrenzen zum großen Teil die Wirkung finanzieller Anreize. Arbeiter die bedeutend mehr (oder weniger) leisteten als die gesetzte Norm, verloren die Zuneigung Ihrer Freunde und die Anerkennung ihrer Kollegen,

	Drittes Hauptergebnis war: Häufig handeln oder reagieren Arbeiter nicht als Individuen, sondern als Mitglieder einer Gruppe. Kein Individuum fühlte sich frei genug, für sich selbst eine Produktionsnorm zu setzen. Diese wurde von der Gruppe gesetzt und erzwungen.

	Ein weiteres Hauptresultat war: die Bedeutung von Führung in Bezug auf Festsetzung und Erzwingung von Gruppennormen und der Unterschied zwischen informeller und formeller Führung. …Die Wissenschaftliche Betriebsführung hatte die Annahme zugrunde gelegt, dass allein der Vorarbeiter und die Abteilungsleiter die Führung der Arbeiter darstellten, zumindest in Bezug auf die Produktions-Angelegenheiten. Bei der Bank-Wiring-Room-Studie ging einer der Arbeiter klar als informeller Führer der Gruppe hervor.

	Als Folge dieser Experimente und der Schriften von Mayo und Lewin musste die Humans-Relations-Schule die Bedeutung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Rangstufen bei der Aufklärung der Untergebenen über die Bevorzugung eines bestimmten Tätigkeitsverlaufs anerkennen. Außerdem musste sie die Bedeutung der Enscheidungsdelegation akzeptieren, nach der untere Ränge an der Entscheidung der oberen beteiligt werden, besonders in Angelegenheiten, die sie selbst direkt betreffen. Ebenso hob dieser Lösungsversuch die Vorteile der demokratischen Leitung hervor, die nicht nur der Kommunikation dient und die Mitarbeitenden fördert, sondern auch gerecht und frei von Launen ist und sich mit den Problemen der Arbeiter und nicht nur der Arbeit beschäftigt“30



Darüber hinaus sind folgende Aspekte der Untersuchungsergebnisse interessant und haben durchaus auch heute noch bzw. wieder Aktualität:


	Der Mensch ist grundlegend motiviert durch seine sozialen Bedürfnisse. Er erlangt seine Identität durch die Beziehung zu anderen.

	Als eine Folge der industriellen Revolution ist die Arbeit sinnentleert. Der Sinn der Arbeit muss deshalb durch die sozialen Arbeitsbedingungen wiederhergestellt werden.

	Der Mensch ist empfänglicher für den sozialen Druck der Kollegen in der Gruppe als für die von der Unternehmensführung gesetzten Anreize.

	Der Mensch ist vor allem durch das Management beeinflussbar, wenn die Vorgesetzten die sozialen Bedürfnisse und das Bedürfnis der Anerkennung befriedigen.



Diese Experimente haben gezeigt, dass die Leistung schon alleine deswegen steigt, weil man sich mit den Mitarbeitenden befasst. Der Ansatz stellt daher die Ziele und Interessen der Organisationsmitglieder in den Vordergrund. Höhere Zufriedenheit veranlasst die Mitglieder, sich mit der Organisation zu identifizieren und bessere Beiträge für die Organisation zu leisten. Als Mittel zur Erreichung dieser Ziele werden vor allem Maßnahmen der Personalentwicklung (z.B. Weiterbildung) und zur Beeinflussung von Einstellungen (z.B. Unternehmenskultur) angesehen.

Motivationseffizienz und Human-Relations-Ansatz

In einer arbeitsteiligen Organisation weichen die individuellen Ziele der Organisationsmitglieder und die Ziele der Organisation unter Umständen voneinander ab. Da die Mitglieder gleichzeitig auch einen gewissen Handlungsspielraum haben, besteht die Gefahr, dass sie diesen nutzen, um ihre eigenen Interessen zu verfolgen. Die Motivationseffizienz bringt das Ausmaß dieser Divergenz zum Ausdruck. Der Abstand zwischen den Zielen der Organisation und den Zielen der Mitglieder kann auf zwei Arten verringert werden:


	indem die Ziele der Mitglieder an das Zielsystem der Organisation angenähert werden oder

	indem das Zielsystem der Organisation an das der Mitglieder angenähert wird.



Der erste Ansatz liegt dem Konzept der Motivationseffizienz zu Grunde. Unter Motivationseffizienz versteht man daher die Fähigkeit einer Organisation, ihre Mitglieder zu aufgabenkonformem Verhalten zu veranlassen. Um die Verhaltenswirkungen organisatorischer Gestaltungsmaßahmen abschätzen zu können, sind deskriptive Modelle des menschlichen Entscheidungsverhaltens erforderlich. Diese Modelle sind jedoch noch nicht so weit entwickelt, dass mit ihnen exakte Aussagen über die Auswirkungen organisatorischer Maßnahmen auf das Verhalten der Organisationsmitglieder getroffen werden können.

In der Organisationstheorie benutzt man daher zur Messung der Motivationseffizienz vereinfachende Hilfsgrößen wie z.B. den Autonomieeffekt, Positionierungseffekt, Entbürokratisierungseffekt und Gruppierungseffekt. Diese Konzepte ermögli3.2 Neoklassische Organisationstheorien31 chen eine direkte, allerdings nicht sehr exakte Bewertung von Organisationsstrukturen unter Motivationsgesichtspunkten. Der Human Relations-Ansatz entspricht eher der zweiten Sichtweise im obigen Schema. Organisationen (auch Unternehmen) werden hier eher als Instrumente gesehen, durch die die einzelnen Mitglieder ihre individuellen Ziele erreichen wollen. Auf die Situation eines Unternehmens übertragen bedeutet dies, dass die Zufriedenheit der Mitarbeitenden als wesentliches Kriterium bei der Beurteilung organisatorischer Gestaltungsvarianten herangezogen wird. Zum Teil ist bei diesen Ansätzen allerdings die Unterscheidung zwischen Zielen und Mitteln nicht klar. Einerseits gewinnt Zufriedenheit der Mitarbeitenden zum Teil den Charakter eines eigenständigen Ziels, andererseits wird sie aber auch als Mittel zur Erreichung anderer Organisationsziele instrumentalisiert, indem argumentiert wird, dass zufriedenere Mitarbeitende auch eine höhere Leistung für das Unternehmen erbringen. Damit bildet dieser Ansatz bereits den Übergang zu Ansätzen, bei denen das Zielsystem der Organisationsgestaltung (bzw. der Aktivitäten der Organisation) nicht mehr als gegeben angesehen wird, sondern selbst Gegenstand der Analyse ist.

Allerdings dürfen die Ergebnisse nicht zu der einseitigen Annahme verleiten, dass die Arbeitszufriedenheit die wichtigste Voraussetzung für hohe Produktivität sei. In allen Organisationen ist die Frage von Bedeutung, wie die in einer Entscheidungssituation erforderliche Logik der Informationsverarbeitung bestmöglich erfolgen kann, um zu einer rational begründeten Entscheidung im Sinne einer Auswahl der optimalen Handlungsalternative zu kommen.

Gegenstand der wissenschaftlichen Betrachtung in diesen Aktivitätsschwerpunkten der *Systemwissenschaft32 (=Entscheidungsforschung und Entscheidungstheorie) ist der eigentliche Entscheidungsprozess. Dabei werden in der Entscheidungstheorie rationale Verhaltensweisen für idealtypische Entscheidungssituationen mit Hilfe von Entscheidungsmodellen erklärt. In diesem Bereich der Systemwissenschaft sind insbesondere folgende Arbeitsbegriffe typisch: Risiko, Strategie, Bewertung, Gewichtung, Nutzen, Erwartung, Dominanz, Entscheidungsregel und Entscheidungskriterium.









4 Entscheidungstheorie


4.1 Begriffliche und wissenschaftstheoretische Einordnung

Eine Entscheidung beschreibt den Wahlakt aus einer Menge von mindestens zwei Handlungsalternativen, wobei die Option nicht zu wählen (Unterlassungsalternative) ebenfalls eine Handlungsalternative darstellt. Keine Entscheidung liegt vor, wenn die Konsequenzen der Handlungsalternativen gleich sind und/oder die Handlungsalternativen nicht realisierbar sind. Man unterscheidet zwischen rationalen und beschränkt rationalen Entscheidungen.33


4.1.1 Rationale Entscheidung

In den Wirtschaftswissenschaften (Mikroökonomie) wird das Menschenbild des rationalen Entscheiders (Homo Oeconomicus) entworfen, der sich seiner Präferenzen klar bewusst ist, und mit jedem Entscheid versucht, seinen Nutzen zu maximieren. Der im Mittelpunkt des Entscheidungsprozesses stehende Entscheidungsträger weist nach diesem Modell folgende Eigenschaften auf:


	eigennützig: Der Entscheidungsträger handelt ausschließlich im Eigeninteresse.

	rational: Der Entscheidungsträger handelt vernunftorientiert und berechnend.

	maximierend/optimierend: Es wird ein Maximalergebnis angestrebt.

	ökonomisch: Es wird ein maximaler Output (z.B. Nutzen oder Gewinn) bei einer bestimmten zur Verfügung stehenden Ressourcenmenge (z.B. Budget) angestrebt.

	vollständig informiert und voraussehend: Alle für den Entscheidungsträger relevanten Informationen sind gegeben, d.h. es existieren keine Unsicherheiten.

	einheitliche Entscheidertypen: Es gibt keine unterschiedlichen Typen von Entscheidungsträgern, die differenziert betrachtet werden müssten.



Diese Eigenschaften sind gerade die Annahmen des klassischen Modells des Homo Oeconomicus. Die Theorie der Rationalen Entscheidung wurde jedoch wegen ihrer Annahmen kritisiert. So verfügen die Wirtschaftssubjekte in der Regel nicht über die vollständige Information über alle potenziell entscheidungsrelevanten Faktoren. Die Schwächen des Homo Oeconomicus, die sich im wesentlichen auf die Realitätsferne der Annahmen von menschlichem Denken und Handeln beziehen, lassen sich an Hand der schon oben aufgeführten einzelnen Annahmen formulieren:


	eigennützig: Hierbei wird unterschlagen, das Menschen, wenn auch nicht unbedingt altruistisches, so doch soziales Verhalten aufweisen.

	rational: Subjektive bzw. psychologische Aspekte, wie z.B. Affekte, Emotionen, Spontaneität und Erwartungen, die als Quelle von Entscheidungsprozessen dienen können, werden hierbei überhaupt nicht berücksichtigt.

	maximierend/ökonomisch: Im allgemeinen ist der Entscheider statt an einer bestmöglichen Lösung nur an der Befriedigung eines bestimmtes Anspruchsniveau interessiert.

	vollständig informiert und voraussehend: Die Annahme, dass dem Entscheidungsträger alle notwendigen Informationen, auch über zukünftige Ereignisse, zur Verfügung stehen, ist sehr unrealistisch. Im allgemeinen befindet sich der Entscheider in einer Situation, in der ein hohes Maß an Unsicherheit existiert. Das Ausmaß an Unsicherheit kann teilweise verringert werden, in dem fehlende Informationen durch Suchprozesse erworben werden.

	einheitliche Entscheidertypen: Im allgemeinen gibt es eine Reihe unterschiedlicher Entscheidertypen, z.B. risikoscheue vs. risikofreudige oder systematische vs. intuitive, die Entscheidungssituationen jeweils anders bewerten und zu unterschiedlichen Lösungen kommen.



Aus der vorhergehenden Kritik lassen sich zwei übergeordnete Aspekte ableiten, mit denen die Schwächen des Modells des Homo Oeconomicus zusammengefasst werden können


	Die Kognitionsmodelle bzw. die Individualität bzw. Subjektivität der Entscheidungsträger werden nur unzureichend berücksichtigt. Daher ist eine stärkere Einbindung (oder sogar zentrale Rolle) der Verhaltenswissenschaften bzw. Psychologie in die Entscheidungstheorie notwendig.

	Schwankende Umwelteinflüsse (durch andere Entscheidungsträger und externe Ereignisse) werden nur unzureichend berücksichtigt. Insbesondere ist eine stärkere Berücksichtigung der sozialen Prozesse, in die der Entscheider eingebunden ist, notwendig.



Auf Grund dieser Tatsachen haben sich in den letzten Jahrzehnten seit Entstehung der Entscheidungstheorie tatsächlich entsprechende Entwicklungen vollzogen. Die Theorie der beschränkt rationalen Entscheidungen erweitert hier den Modellrahmen, indem diese Unvollständigkeiten im Wissen und in der Informationsverarbeitung mit einbezogen werden. Neben Eigennutz können Entscheidungen aber auch durch andere Wertesysteme wie Altruismus, ethische Werte oder Emotionen bestimmt werden.



4.1.2 Beschränkt rationale Entscheidung

Auf Grund der oben ausführlich beschriebenen Schwächen hat sich die Notwendigkeit ergeben, das zugrundeliegende Mensch-Modell Homo Oeconomicus entsprechend zu erweitern. H.A.Simon hat dies getan. Er entwickelte das mittlerweile auch schon klassische Modell der beschränkten Rationalität, dessen Annahmen nun im einzelnen vorgestellt werden sollen:


	Berücksichtigung kognitiver Grenzen und Unsicherheiten: Es wird auf Grund größerer Realitätsnähe nicht mehr davon ausgegangen, dass der Entscheidungsträger vollständig informiert und voraussehend ist. Insbesondere können die kognitiven Grenzen des Entscheidungsträgers aber auch nichtzugängliche Informationen Ursachen für Unsicherheit sein.

	Berücksichtigung des Aufwandes für die Informationsbeschaffung: Durch Unsicherheit auf Grund fehlender Informationen wird weiter angenommen, dass Aufwand in Form von Zeit und Kosten durch Suchprozesse (Transaktionskosten) notwendig ist, um fehlende Informationen zu beschaffen.

	Problemlösung durch Satisfizieren eines subjektiven Anspruchsniveaus: Statt des Erreichens eines maximalen Nutzens bzw. Gewinns, wird nur so lange eine bessere Lösung gesucht, bis ein bestimmtes subjektives Anspruchsniveau erreicht ist (Satisficing).

	Routineverhalten bei LowCost-Entscheidungen: Im Falle geringfügiger Kosten/Nutzen bzw. Pay-Offs wird angenommen, dass der Entscheider sich an bereits einstudierte Verhaltensweisen aus vergleichbaren, bekannten Entscheidungssituationen aus der Vergangenheit orientiert (Framing)



Erläuterungen:

Satisficing: setzt sich aus den englischen Wörtern satisfying (=befriedigend, zufrieden stellend) und suffice (=genügen) zusammen. In der Entscheidungstheorie bedeutet es, sich in einer Entscheidungssituation für die erstbeste Möglichkeit zu entscheiden, die den angestrebten Zweck erfüllt.

Framing (=Einrahmung): Das Framing bezeichnet die unterschiedliche Betrachtungsweise von Menschen, man könnte sagen die unterschiedliche Weltanschauung oder der individuelle Blick auf die Welt, der von der Persönlichkeit des Individuums, dessen Geschichte und Lebensrahmen (frame, engl. = Rahmen) abhängt. Der Framing-Effekt besteht darin, dass Problemformulierungen, die das Augenmerk auf Gewinne oder Verluste lenken, die Verwendung eines speziellen Entscheidungsrahmens induzieren. Dieser Entscheidungsrahmen führt dazu, dass bei zwei identischen Entscheidungsaufgaben mit unterschiedlicher Formulierung auch unterschiedliche Präferenzen auftreten.34



4.1.3 Der Entscheidungsprozess

Der Entscheidungsprozess erstreckt sich vom Erkennen eines Problems bis zur Durchsetzung eines gefundenen Lösungsvorschlags (Phasen des Entscheidungsprozesses)

Anregung


	Analyse und Bewertung eines Zustandes (Erkennen eines Problems)

	Klärung und Definition des genauen Probleminhaltes



Suche


	Suche nach Handlungsalternativen

	Sammlung von Zielinformationen

	Sammlung von Entscheidungsparametern (Erfolgsbeiträge, Restriktionen)



Entscheidungsfindung


	Analyse der Zusammenhänge zwischen mehreren Problemen u. Variablen

	Konstruktion eines geeigneten Planungsmodells,

	Wahl des Aktionsniveaus der Alternativen.



Durchsetzung


	Verwirklichung der gewählten Alternativen,

	Sammlung von Kontrollinformationen (Soll-Ist-Abweichung)



Die Phasen des Prozesses müssen nicht linear nacheinander durchlaufen werden. Es treten auch Rückkopplungen auf.

in allen Phasen bestehen Interdependenzen zum Zielsystem, Informationssystem, Sozial-(Organisations-)System (Welche Planungsmethode, welche Infos mit welchem Genauigkeitsgrad, Qualität des Suchprozesses u. Güte der Koordination von Bereichsentscheidungen) Zudem bestehen Interdependenzen zwischen den Systemen.



4.1.4 Annahmen der klassischen Entscheidungstheorie

Die klassische Entscheidungstheorie klammert wesentliche Kriterien aus der Betrachtungsweise aus oder anders ausgedrückt: Voraussetzung sind folgende Annahmen:


	Organisations- und Sozialsystem:


	ein einziges willensbildendes Zentrum (kein Koordinationsproblem, Abstraktion von Führungs- u. Organisationsproblemen)

	Organisation ist als Quelle eigener Probleme ausgeschaltet; lediglich technisches Instrument




	Informationssystem:


	vollständige Informationen über Ziele, Entscheidungsalternativen und Daten (kein Suchprozess keine Kreativität, kein Unsicherheitsproblem

=> Planung als Rechenexempel)





	Zielsystem:


	objektiv rational handelnder Unternehmer (homo oeconomicus)

=> immer eindeutige Rangfolge von Handlungsalternativen möglich





	viele Probleme werden ausgeklammert (z.B. konfliktäre Ziele),


	nur sachlogischer Teil des Entscheidungsprozesses wird erklärt,


	Hypothesen der klassischen Theorie sind zwar irreal, jedoch gute Basis und anzustrebender sachlogischer Idealzustand.




Deshalb ist die klassische Entscheidungstheorie als Grundmodell geeignet, nicht jedoch zur Darstellung der realen Handlungs- und Entscheidungsprozesse.




4.2 Handlungs- und Entscheidungstheorien


4.2.1 Soziologische Handlungstheorie nach Max Weber

Der Untersuchungsgegenstand der Soziologie besteht nach Max Webers allgemeiner Handlungstheorie in einer spezifischen Form menschlichen Verhaltens35 , das als Oberbegriff Handeln und soziales Handeln umfasst.

Handeln soll nach Weber „…dabei ein solches menschliches Verhalten (einerlei ob Äußeres oder innerliches Tun, Unterlassen oder Dulden) heißen, wenn und sofern als der oder die Handelnden mit ihm einen subjektiven Sinn verbinden.“Soziales Handeln ist darüber hinaus spezifisches Handeln, das zum einen seinem subjektiv gemeinten Sinn nach auf das Verhalten von einem oder mehreren Handelnden ausgerichtet und zum anderen in seinem Ablauf an diesem Verhalten orientiert ist, sich also ausgehend von dem Verhalten Anderer bestimmt.36

Weber subsumiert somit unter den Oberbegriff Handeln die Einzelbegriffe menschliches Verhalten und Handeln, wobei zwischen subjektiv sinnvollem Handeln und dem sog. sozialen Handeln unterschieden wird. Dabei erläutert er die Begriffe wie folgt:

Als Unterscheidungskriterium von Handeln und Verhalten nutzt Weber den gemeinten Sinn, den ein Handelnder mit seinem Tun verbindet. Der Begriff des subjektiv gemeinten Sinns erstreckt sich auf mögliche Zwecke, Gefühle, Werte, die der jeweilige Handelnde mit seinem Tun bewusst, unbewusst oder diffus (=verschwommen) bewusst verbindet. Im Unterschied hierzu erklärt Weber Verhalten als “Tun, Unterlassen oder Dulden”, mit dem kein gemeinter Sinn seitens des Handelnden verbunden ist. Somit fallen alle Reaktionen auf äußere Reize, die dem Handelnden selbst als Mo- tive seines Verhaltens nicht ursächlich zurechenbar sind, unter den Begriff Verhalten. In der Literatur wird dieses Verhalten auch als sog. Zwangshandlungen bezeichnet.

Tabelle 4.1: Begriffe nach Max Weber








	
Begriffe

	
Inhalt




	
menschliches Verhalten

	
jegliches menschliches Tun, Unterlassen und Dulden




	
Handeln

	
menschliches Verhalten, mit dem der Handelnde einen Sinn verbindet




	
soziales Handeln

	
spezifisches Handeln, ausgerichtet seinem subjektiven Sinn nach auf das Verhalten von Handelnden, orientiert in seinem Ablauf an diesem Verhalten






Nach Weber kann das soziale Handeln bestimmt sein


	zweckrational: durch Erwartungen des Verhaltens von Gegenständen der Außenwelt und von anderen Menschen und unter Benutzung dieser Erwartungen als Bedingungen oder als Mittel für rational, als Erfolg, erstrebte und abgewogene eigene Zwecke,

	wertrational: durch bewussten Glauben an den - ethischen, ästhetischen, religiösen oder wie immer sonst zu deutenden - unbedingten Eigenwert eines bestimmten Sichverhaltens rein als solchen und unabhängig vom Erfolg,

	affektuell, insbesondere emotional: durch aktuelle Affekte und Gefühlslagen,

	traditional: durch eingelebte Gewohnheit.



Tabelle 4.2: Handlungsmuster








	
Idealtypen

	
Handlungsmuster




	
Zweck rational

	
Handeln orientiert sich rational an den geeignetsten Mitteln




	
Wert rational

	
Handeln orientiert sich an Wertmaßstäben und will diese realisieren




	
affektuell

	
Handeln wird durch aktuelle Emotionen oder Affekte bestimmt




	
traditionell

	
Handeln volllzieht sich aus reiner Gewohnheit






„Zweckrational handelt, wer sein Handeln nach Zweck, Mitteln und Nebenfolgen orientiert und dabei sowohl die Mittel gegen die Zwecke, wie die Zwecke gegen die Nebenfolgen, wie endlich auch die verschiedenen möglichen Zwecke gegeneinander rational abwägt: also jedenfalls weder affektuell (und insbesondere nicht emotional), noch traditional handelt.“37

Die Entwicklung der psychologischen Handlungsregulationstheorie (HRT) als ein Modell menschlichen Handelns schien erforderlich, um Handlungen nicht auf den äußeren Ablauf von Einzelbewegungen zu reduzieren und komplexe psychische Vorgänge nicht lediglich als innere Vorgänge aufzufassen. Deshalb soll dieses Modell in den Kernaussagen im folgenden Abschnitt dargestellt werden.



4.2.2 Psychologische Handlungsregulationstheorie

Unter Handlung verstehen Strohschneider und Tisdale „eine bewusste, zielgerichtete, motivierte und wissensbasierte Auseinandersetzung mit der Umwelt […]. Handeln findet in Realitätsbereichen statt“, die durch bestimmte Eigenschaften gekennzeichnet sind. Ziel der Handlung ist die Umwandlung des Ausgangszustandes in den Zielzustand.38

Die Handlungsregulationstheorie oder arbeitspsychologische Handlungstheorie stellt ein Handlungsmodell bereit, das auf


	Zielen basiert,

	Pläne zur Realisierung der Ziele verwendet,

	in das während der Realisierung Rückmeldungaus der Umwelt einfließt,

	wobei die Rückmeldung zur Korrektur der Pläne und Handlungen führen kann (Regulation)



Dabei wird davon ausgegangen, dass Handlungen im Prinzip wie folgt aufgebaut und reguliert werden können:

Am Beginn des Aufbaus einer Handlungsstruktur steht ein Ausgangszustand (objektiv und subjektiv) und ein Gesamtziel. Es wird geprüft, ob es eine Folge von Vorgehensabschnitten gibt (Teilzielfolge) (Entwurf eines Handlungsrahmens. Die einzelnen Vorgehensabschnitte werden in kleinere umgesetzt (Teilziele der Teilziele). Für die Teilziele werden nun Aktivitäten entworfen und realisiert zur Erreichung der Teilziele.

Das Wesentliche einer Handlung ist seine Regulation. Die Handlungsregulation erfolgt durch Bildung von Zielen und Teilziele, die schließlich durch einzelne Bewegungshandlungen erreicht werden. Die Ziele und Unterziele, d.h. die inneren Vorstellungen (Abbilder), werden als psychische Regulationsstrukturen (Hacker 1980) bezeichnet. Diese steuern und regeln die äußeren Tätigkeitsabläufe.

Zur Erklärung, wie nun Struktur und Ablauf menschlichen Handelns organisiert sind, wurde das Prinzip der hierarchischen sequentiellen Organisation39 entwickelt. Das Handeln ist zielbewusst und zielgerichtet. Vollständiges Handeln besteht aus den Schritten Planen, Ausführen und Kontrollieren

Bei der Planung und Durchführung einer Handlung werden aus Oberzielen Teil/Unterziele abgeleitet. Es entsteht eine hierarchische Ordnung von Zielen. Die Handlungen zur Durchführung werden nacheinander (sequentiell) abgearbeitet. Dies ist mit dem Prinzip der hierarchisch sequentiellen Organisation in der Regulation des Handelns gemeint. Im dritten Schritt erfolgt die Kontrolle (die Rückmeldung). Das Ergebnis der Handlung wird mit dem Ziel verglichen.

Ausgehend vom hierarchisch übergeordneten Ziel werden absteigend über mehrere Hierarchieebenen Teilziele gebildet, bis die Basiseinheiten an der untersten Ebene unmittelbar als umweltverändernde Bewegungen realisiert werden. Anschließend erfolgt eine stufenweise aufsteigende Kette von Rückmeldungsprozessen. Handeln wird somit als Prozess verstanden, der sich in folgende grundlegenden Phasen gliedern lässt:


	Orientierung,

	Zielbildung,

	Handlungsausführung,

	Rückmeldung der Handlungsergebnisse.



Diese Phasen wiederum können in Orientierungshandlungen, Zielbildungshandlungen etc. zerlegt werden (s. Tabelle. 4.3).

Tabelle 4.3: Handlungsstruktur








	
Phasen

	
Inhalt




	
Orientierung

	
Diganose/Analyse des Ist-Zustandes




	
Zielbildung

	
Festlegung des Soll-Zustandes




	
Handlungsausführung

	
Umwandlung des Ist-Zustandes in den Soll-Zustand




	
Rückmeldung

	
Überprüfung der Handlungsausführung durch Meldungen von Unten nach Oben







 




4.2.3 Rational Choice Theorien - Rationale Entscheidung

Ausgehend von dem Ansatz nach Max Weber, dass soziales Handeln zweckrational bestimmt sein kann, haben sog. rationale Entscheidungstheorien zunehmend in allen Wissenschaftsbereichen an Bedeutung gewonnen. Der Kern von Rational-Choice-Theorien besteht aus wenigen Annahmen und einer Entscheidungsregel. Nach dieser Regel handeln Individuen intentional und nehmen eine rationale Bewertung der von ihnen wahrgenommenen Handlungsalternativen nach deren Kosten und Nutzen vor. Die Akteure verhalten sich nutzenmaximierend und wählen aus einem Set von Handlungsalternativen diejenige Handlungsalternative aus, die bezüglich der zu erwartenden Handlungskonsequenz den größten Nutzen verspricht.

Dieser Ansatz versteht Handeln als Auswahl von Alternativen, die von Präferenzen und Restriktionen bestimmt wird. Der erwartete Nutzen setzt sich zusammen aus dem Wert, dass das Resultat einer Handlung für ein Individuum hat und der Wahrscheinlichkeit, dass dieses Resultat eintritt Das ökonomische Prinzip (auch: Rationalprinzip) als Grundlage für die Leistungserstellung im Betrieb ist ein solches rationales Entscheidungsmodell:


	mit gegebenem Aufwand soll ein maximales Ergebnis erzielt werden (Minimumprinzip) oder

	ein bestimmtes Ergebnis soll mit geringstmöglich Einsatz an Mitteln erzielt werden (Maximumprinzip) oder allgemein

	es soll ein möglichst günstiges Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag realisiert werden (Extremunmprinzip).



Tabelle 4.4: ökonomisches Prinzip










	
Prinzip

	
Alternative

	
Nutzen




	
Nutzen

	
gegebener Aufwand

	
maximaler Ertrag




	
Maximum

	
geringster Mitteleinsatz

	
bestimmtes Ergebnis







 




4.2.4 Behavioral Theory of the Firm

Die im deutschsprachigen Raum unter dem Begriff Verhaltenswissenschaftliche Entscheidungstheorie (VET) bekannte Organisationstheorie „…ist insofern eine Entscheidungstheorie, als sie Entscheidungsprozesse zum Ansatzpunkt der Organisationsanalyse wählt.“40

Sie geht der Frage nach, wie Organisationen ihren Bestand durch Anpassung an eine komplexe und veränderliche Umwelt sichern. Dabei baut die Theorie auf zwei Prämissen auf:


	der Mensch hat nur begrenzte Infomationsverarbeitungskapazität (begrenzt kognitive Kapazität)

	die Bereitschaft der Menschen sich in Organisationen zu engagieren ist begrenzt (begrenzt motivationale Kapazität) Somit befasst sich ein Teil der Lehre mit den Entscheidungen „in“den Organisationen (Mechanismen, Erfüllung der Ziele,…), ein anderer Teil beschäftigt sich mit Fragen außerhalb bzw. an der Grenze von Organisationen (Warum schließen sich Individuen einer Organisation an). Der Grund wird vielfach in einem Gleichgewicht von Anreizen und Beiträgen gesehen.



Die Grundlage einer formalen Organisation ist die bewusste und zweckorientierte Bereitschaft von Individuen, eine Kooperation zu bilden. Die zentrale Frage dabei ist, welche Erwartungen eine Organisation erfüllen muss damit die Individuen zu einer Kooperation bereit sind. Hier führt Barnard die Idee des Anreiz - Beitrags - Gleichgewicht ein.

Der Begriff des Anreiz-Beitrags-Systems geht auf H.A. SIMON und J.G. MARCH zurück. Die Idee hingegen stammt von Chester I. BARNARD, der dieses System wie folgt umschreibt41: „Die Effizienz eines kooperativen Systems besteht (demnach) in seinem Vermögen, sich durch Befriedigung der beteiligten Individuen zu erhalten. Man kann das seine Gleichgewichtsfähigkeit nennen, den Ausgleich von Bürden durch Satisfaktionen, die Dauerhaftigkeit garantieren."

Der Saldo von Bürden und Satisfaktionen bildet den Anreiz-Beitrags-Saldo einer Kooperation. Die Bürden sind dabei die Leistungen, die von den Kooperationspartnern erbracht werden müssen. Die Satisfaktionen sind die Anreize, die die Kooperationspartner zur Erbringung ihrer jeweiligen Leistung veranlassen. Für die Dauerhaftigkeit einer Kooperation ist ein positiver Anreiz-Beitrags-Saldo für die beteiligten Partner zu erreichen. Übersteigen die zu leistenden Beiträge die Anreize und die mit diesen Anreizen in Aussicht gestellte Entlohnung, so verliert die Kooperation für den betroffenen Partner an Attraktivität. Kann im Voraus kein positiver Anreiz-Beitrags-Saldo in Aussicht gestellt werden, so wird eine Kooperation aller Voraussicht nach nicht zustande kommen. Stellt sich während einer laufenden Kooperationsbeziehung heraus, dass für einen beteiligten Partner der Anreiz-Beitrags-Saldo negativ wird, so wird dieser die Kooperation verlassen.

Anreize

sind Leistungen der Organisation die sie den Organisationsmitgliedern zukommen lässt, um sich deren Bereitschaft zur Kooperation zu sichern. Die Anreize können materieller (Lohn) sowie immaterieller (Mitspracherecht in der Arbeitsgestaltung, Anerkennung) Art sein.

Beiträge

Die Organisationsmitglieder leisten aufgrund der Anreize Beiträge, sodass der Organisationserhalt gewährleistet ist. Die Beiträge die für das Organisationsziel notwendig sind, werden von den Organisationsmitgliedern jedoch nur erbracht, wenn ihnen die gebotenen Anreize attraktiv genug erscheinen.

Für die Funktionsfähigkeit der Organisation müssen die Anreize und Beiträge im Gleichgewicht sein. Wenn die Beiträge von den Organisationsmitgliedern nicht erbracht werden, ist die Organisation nicht in der Lage attraktive Anreize zu bieten. Daraus folgt, dass zukünftige Beiträge von den Organisationsmit- gliedern nicht erbracht werden, womit die Organisation als Kooperationssystem zerfällt. Dieses eher labile Kooperationssystem wird durch die Indifferenzzone gestärkt.

Die Organisationsmitglieder gewähren der Autorität einen gewissen Vertrauensvorschuss. Innerhalb bestimmter Reizschwellen erhält die Autorität eine Art generalisierten Gehorsam, wodurch ein gewisses Maß an Selbstverständlichkeit entsteht. Autorität ist in diesem Zusammenhang, das Merkmal eines Befehls in einer Organisation. Innerhalb der Indifferenzzone werden die Anweisungen von den Organisationsmitgliedern befolgt, wobei keine Abwägung erfolgt zwischen einer ausreichenden Attraktivität der dargebotenen Anreize im Verhältnis zu den geforderten Beiträgen. Durch die Indifferenzzone wird das Kooperationsverbund - Organisation - stabilisiert. Barnard erläutert allerdings nicht, in wie weit die Indifferenzzone ausgelegt wird, so das keine konkrete Handlungsorientierung gegeben ist.

An diesem Konzept ist zweierlei bemerkenswert: Organisationen bestehen


	aus Menschen, Maschinen, Räumen, etc.

	aus den Handlungen verschiedenartiger Teilnehmer.





4.2.5 Rationale Wahl

Entscheider als Einzelperson besitzt vollständige Information über:


	Ziele

	Entscheidungsprobleme

	potentielle Alternativen

	Konsequenzen alle potentiellen Alternativen und

	Wert der Konsequenz



Den zentralen Ausgangspunkt aller Überlegungen zum Entscheidungsverhalten von Individuen bildet das Konzept der begrenzten Rationalität:


	Unvollständigkeit des Wissens über Handlungskonsequenzen

	Begrenzte Auswahl an Entscheidungsalternativen

	Schwierigkeit der Bewertung zukünftiger Ereignisse

	Entscheidungen basieren auf:

	Befriedigenden Lösungen (nicht die optimale),

	Habituelles Verhalten (Routineentscheidungen, bei oft wiederholenden Situationen),

	Vereinfachende Problemdefinition (wirkt der Überforderung der Entscheider entgegen),

	Selektive Wahrnehmung (Aufmerksamkeit wird bevorzugten Dingen gewidmet).






Das zentrale Problem ist, wie rationales Organisationshandeln ermöglicht wird, trotz begrenzter Rationalität und einer komplexen, unsicheren Umwelt. Ein wesentlicher Teil der Theorie der Organisationsentscheidung besteht darin, die für die Entscheider komplexe, unsichere Umwelt zu reduzieren und ihn in eine vereinfachte Entscheidungssituation zu versetzen. Mechanismen zur Vereinfachung von Organisationsentscheidungen sind:


	Arbeitsteilung (Zergliederung in Teilprobleme und Aufteilung der Arbeit)

	Standardisierte Verfahren (entscheiden wie bestimmte Aufgaben ausgeführt werden)

	Herrschaft und Hierarchie

	Kommunikation

	Indoktrination (ideologische Beeinflussung) und Sozialisation



Diese Mechanismen beeinflussen die Entscheidungen des Individuums, indem sie ihm einen Teil seiner Entscheidungsprämissen vorgeben: Sie versehen ihn zum einen mit bestimmten Wissensbeständen und Theorien über Kausalzusammenhänge etc. und beeinflussen so seine Sachprämissen. Sie versehen ihn zum anderen mit Informationen über wünschenswerte Zustände, d.h. mit Zielen und Bewertungskriterien, womit seine Wertprämissen beeinflusst werden. Um den Organisationsbestand oder das Gleichgewicht zu sichern, müssen Individuen zu Beiträgen an die Organisation motiviert werden. Hier muss ein Gleichgewicht zwischen den von der Organisation angebotenen Anreizen und Beiträgen der Teilnehmer bestehen, was von Barnard als Anreiz-Beitrags-Gleichgewicht bezeichnet wird.


	Anreize der Organisation (Geld, Status, Macht, Güter),

	Beiträge der Individuen (Arbeit, Kapital, Zahlungen, Leistungen),

	Bewertung von Anreizen und Beiträgen

	Betriebliche Zwangsmaßnahmen,

	Rekrutierung,

	Betriebliche Sozialisation.



Der Zielbildungsprozess ist als eine Folge von Verhandlungsprozessen zu verstehen, in die die Koalitionsmitglieder ihre unterschiedlichen Interessen einbringen. Bei Versuchen Ziele zu realisieren, werden wahrscheinlich Konflikte auftreten. Diese Zielkonflikte sind über verschiedene Quasi-Lösungen handhabbar:


	Lokale Rationalität: Subsysteme der Organisation (Abteilungen) sind für bestimmte Problemausschnitte zuständig (Probleme werden in Subprobleme zerlegt)

	Zufriedenstellende Lösungen

	Überschusskapzitäten (organizational slack) wirken konfliktdämpfend

	Sequentielle Verfolgung: inkompatible Ziele nacheinander verfolgen (erst a dann



Passive Gruppen verzichten auf die Teilnahme am Zielbildungsprozess, da ihre Interessen durch die Höhe der Ausgleichszahlungen (Lohn, Status, Arbeitsbedingungen, Dividenden, etc.) befriedigt sind.









5 Entscheiden


5.1 Vorbemerkung

Im betriebswirtschaftlichen Geschehen müssen Entscheidungen getroffen werden. Dabei versucht man mit Hilfe des System- bzw. Phasenansatzes, die Problemlösung als ein Teil eines strukturierten Prozesses darzustellen, d.h. die Entscheidungsphase wird als ein Teil des Managementzyklus angesehen.

Wir wissen, dass es bei der Entscheidungsfindung häufig zu Problemen kommen kann. Definiert man Entscheidung „…als eine willensbetonte Auswahl unter Alternativen mit unterschiedlichem Anteil gedanklich-logischer und intuitiv-erfahrungsgemäßer Vorgänge42, so wird schon hieran deutlich, mit welchen Problemen ein Entscheider konfrontiert sein kann:


	das eigentliche Problem wird nicht oder nur unzureichend erkannt,

	die Motivlage der Beteiligten ist teilweise nicht eindeutig erkennbar,

	es gibt keine vollständige Information über alle entscheidungsrelevanten Größen,

	die Auswirkungen der Entscheidung lassen sich nicht eindeutig feststellen/messen,

	für komplexe Probleme gibt es keine einfachen und schnellen Lösungen,

	die Fähigkeiten des Entscheiders können aufgrund der Problemstellung an fachliche und psychische/physische Leistungsgrenzen stoßen





5.2 Komponenten von Entscheidungen

Entscheidungskomponenten sind:


	Optionen,

	Ereignisse,

	Konsequenzen,

	Ziele,

	Gründe.



Man untererscheidet interne und externe Komponenten von Entscheidungen. Externe Komponenten eines Problems sind Optionen, Ereignisse und Konsequenzen. Ziele und Gründe sind interne Komponenten bzw. Konstrukte; sie lassen sich aus den Entscheidungen einer Person indirekt erschließen (genau so lassen sich Entscheidungen und Präferenzen bei Kenntnis von Zielen und Gründen erschließen).

Optionen

sind diejenigen Objekte, Handlungen, Regeln oder Strategien, zwischen den gewählt werden kann (entweder vorgegeben oder noch zu entwickeln / suchen). Eine Alternative liegt strenggenommen erst dann vor, wenn es mindestens zwei Optionen gibt.

Ereignisse

sind Vorkommnisse, auf die der Entscheider keinen Einfluss hat, die aber eine Entscheidung beeinflussen.

Konsequenzen

sind Zustände, die sich als Folge der Wahl einer Option ergeben können (man wählt die Option übrigens nicht um ihrer selbst willen, sondern wegen der damit verbundenen Konsequenzen!). Sie stellen Realisierungen der (Entscheidungs-)Ziele dar.

Ziele

Durch die Ziele wird der Möglichkeitsraum (=Optionenmenge) eingeschränkt von allen Möglichkeiten auf die relevanten Möglichkeiten. Sie bestimmen die Kriterien für eine Wahl (ohne Ziele gibt es keinen Entscheidungskonflikt).

Gründe

Zum einen lenken Gründe die Entscheidung vielleicht in eine Richtung, die aus der Betrachtung der Ziele und Konsequenzen allein nicht ersichtlich ist (z.B. moralische Entscheidung). Zum anderen können Entscheidungen unter dem Gesichtspunkt getroffen werden, wie gut man sie später vor anderen begründen kann.



5.3 Merkmale von Entscheidungssituationen

Man unterscheidet folgende Gegensatzpaare:


	gegebene versus offene Optionenmenge: In der Entscheidungsforschung wird meist eine Optionenmenge gegeben. Oftmals muss diese allerdings erst gesucht werden, was auch zu Fehlern führen kann, wenn die (existierende) optimale Option gar nicht erkannt wird. Weiterhin kann die Suche nach Optionen selbst zu einem Problem werden. In manchen Situationen (z.B. Bestellen im Restaurant) macht die Suche nach Optionen selbst Spaß und es ist ärgerlich, wenn einem diese Suche verweigert wird.

	einstufige versus mehrstufige Entscheidung: Entweder die Entscheidung vollzieht sich in einem Schritt oder in mehreren Schritten, wobei ein jeder vom Ergebnis des vorhergehenden abhängig ist (Szenario)

	einmalige versus wiederholte Entscheidungen: In der Entscheidungsforschung ist ein wesentliches Erkenntnisinteresse, inwieweit der Prozess der Entscheidungsfindung in einer Situation davon abhängig ist, ob die Entscheidung nur ein einziges Mal oder mehrfach bzw. wiederholt getroffen wird oder werden muss.





5.4 Art und Umfang kognitiven Aufwands

Nach dem jeweiligen erkenntnismäßigen Aufwand lassen sich Entscheidungen wie folgt einteilen:


	routinierte Entscheidungen: Die möglichen Optionen sind stets gleich, die Wahl erfolgt routinemässig oder automatisiert. Es handelt sich nur dann um Entscheidungen, wenn die Wahl zwischen diesen Optionen Resultat früherer Entscheidungen auf kognitiv höherer Ebene ist (z.B. Weg zum Arbeitsplatz). Der einzige kognitive Aufwand besteht in einem Matching-Prozess von gegebenen und gespeicherten Situationen (Situationsprototyp incl. Entscheidungen). Der Prozess fällt um so leichter, je ähnlicher sich die Situationen sind. Modifikationen in der Wahl werden durch differentielle Hinweisreize ausgelöst (diese können aber auch zum Abbruch der Entscheidung oder zum Wechsel auf höheren Ebenen führen.

	stereotype Entscheidungen: Sie werden nicht durch die Gesamtsituation sondern durch die Art der Entscheidungsoptionen bestimmt und es gibt einen minimalen Bewertungsprozess. Sie betreffen nur bestimmte Entscheidungsbereiche, z.B. Konsumentscheidungen. Die Bewertungen erfolgen in hohem Maße stereotyp, also nach Schemata, die nicht mehr geprüft werden (Entscheidungen nach unmittelbarem Gesamteindruck oder wenigen hervorstechenden Merkmalen; trade-offs sind eingeschliffen oder werden durch einfache Regeln gelöst).

	reflektierte Entscheidungen: Es sind keine habituellen oder stereotyp abrufbaren Präferenzen für die Optionen vorhanden. Der Entscheider muss explizit nachdenken. Seine Entscheidung umfasst dann mindestens die Bewertung der Merkmalsausprägungen, die Analyse der Optionen und die Integration der Bewertungen. Diese Entscheidungen sind meist von großer Wichtigkeit für den Entscheider, also stark von motivationalen und affektiven Faktoren beeinflusst. Die Reflexion muss nicht zu einer Wahl führen, es kann auch zu Abbruch, Verweigerung oder Aufschub der Entscheidung kommen.

	konstruktive Entscheidungen: Die Optionen sind nicht vorgegeben - oder nicht gut definiert - und die für die Entscheidung relevanten persönlichen Werte sind unklar oder müssen noch generiert werden. Eine Entscheidung erfordert höheren kognitiven Aufwand z. B. durch eine Informationssuche nach Optionen und Konsequenzen. Ist die Richtung unklar, wird dem eigentlichen Entscheidungsprozess noch eine Entscheidung über die Ziele vorgeschaltet.



Sowohl bei konstruktiven als auch bei reflektierten Entscheidungen kann es häufig bereits während des Entscheidungsprozesses zu probeweisen, vorläufigen Wahlen kommen, die Umfang und Art der weiteren kognitiven Aktivitäten bestimmen.



5.5 Entscheidung unter Unsicherheit

Die ökonomische Denkweise verfolgt das Interesse an der Befriedigung von materiellen Bedürfnissen. Für sie ist die Sache das wirtschaftlich nutzbare Objekt, das wir auf dem Markt tauschen können. Der Interessenschwerpunkt liegt auf der Nutzenmaximierung. Die juristische Denkweise verfolgt das Interesse an der Entscheidung von Rechtsfragen. Für sie ist die Sache all das, was sie für die anderen Disziplinen auch ist (ein physischer Gegenstand, der nicht selber den Charakter eines Subjekts hat, sondern der menschlichen Herrschaft unterworfen werden kann und wirtschaftlich nutzbar ist), aber nur, soweit sich daran Besitz oder Eigentum begründen lässt; entscheidend für den Rechtsbegriff der Sache ist somit die Möglichkeit einer rechtlichen Zuordnung: Juristisch existiert nur, worüber rechtlich entschieden werden kann.

Daraus resultieren unterschiedliche E